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DMP und verordnete Leistungen 

Corona-Sonderregeln verlängern sich  
Berlin, 11. Juni 2021 – Einige Corona-Sonderregeln des Gemeinsamen 
Bundesausschusses (G-BA) verlängern sich, nachdem der Bundestag 
heute weiterhin eine epidemische Lage von nationaler Tragweite festge-
stellt hat. Die Dauer dieser Sonderregeln ist an das Fortbestehen der 
epidemischen Lage geknüpft. Sie gelten damit nun bis zum 30. Septem-
ber 2021, es sei denn, der Bundestag hebt das Fortbestehen der epide-
mischen Lage vorher auf. Ziel ist es, weiterhin unnötige Kontakte zu re-
duzieren und die mit Impfungen ausgelasteten Arztpraxen nicht zusätz-
lich zu belasten, da trotz zurückgehender Inzidenzen Infektionsrisiken 
nicht auszuschließen sind. Über die Corona-Sonderregeln, für die der  
G-BA eine davon unabhängige Befristung festgelegt hat, wird er recht-
zeitig vor Ablauf erneut beraten. So steht z. B. die telefonische Krank-
schreibung am 17. Juni 2021 auf der Tagesordnung des G-BA-Plenums.  

Folgende Corona-Sonderregeln gelten demnach fort:   

Disease-Management-Programme (DMP): Um eine mögliche Anste-
ckung mit COVID-19 zu vermeiden, müssen Patientinnen und Patienten 
auch weiterhin nicht verpflichtend an Schulungen teilnehmen. Die quar-
talsbezogene Dokumentation von Untersuchungen der in ein DMP ein-
geschriebenen Patientinnen und Patienten ist ebenfalls weiterhin nicht 
erforderlich, sofern die Untersuchung aufgrund des Infektionsschutzes 
nicht durchgeführt bzw. nicht erhoben werden konnte. 

Entlassmanagement: Krankenhausärztinnen und -ärzte können weiter-
hin im Rahmen des Entlassmanagements eine Arbeitsunfähigkeit für bis 
zu 14 Kalendertagen statt bis zu 7 Tagen nach einer Entlassung aus dem 
Krankenhaus bescheinigen. Ebenso können sie für bis zu 14 Tage häusli-
che Krankenpflege, spezialisierte ambulante Palliativversorgung, Sozio-
therapie sowie Hilfs- und Heilmittel verordnen, insbesondere dann, 
wenn der zusätzliche Gang zur Arztpraxis vermieden werden soll. Außer-
dem können Arzneimittel bei der Entlassung aus dem Krankenhaus wie 
bisher flexibler verordnet werden.  

Kinderuntersuchungen U6 bis U9: Für die Kinder-Früherkennungsunter-
suchungen U6, U7, U7a, U8 sowie U9 gilt weiterhin: Die vorgegebenen 
Untersuchungszeiträume und Toleranzzeiten können überschritten wer-
den. Diese Nachfrist hat der G-BA vorgesehen, um den Eltern und Kin-
derarztpraxen das Nachholen der U-Untersuchungen problemlos zu er-
möglichen. 
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  Krankentransport: Krankentransportfahrten zu nicht aufschiebbaren 
zwingend notwendigen ambulanten Behandlungen von nachweislich an 
Corona erkrankten Versicherten oder von Versicherten, die aufgrund ei-
ner behördlichen Anordnung unter Quarantäne stehen, bedürfen wie 
bisher vorübergehend nicht der vorherigen Genehmigung durch die 
Krankenkasse.  

Außerdem verlängert sich das Vorliegen besonderer Umstände in der 
Geschäftsordnung des G-BA mit dem Fortbestehen der epidemischen 
Lage. Demnach hat der G-BA damit weiterhin die Möglichkeit, Be-
schlüsse - wenn notwendig - auch kurzfristig im schriftlichen Umlaufver-
fahren zu fassen.  

Alle Details, auch zu abweichenden Geltungsdauern von weiteren Son-
derregeln, sind auf der Serviceseite Corona-Sonderregelungen gelistet. 

 

 

 

 

 
Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) ist das oberste Beschlussgremium der gemeinsamen Selbst-
verwaltung der Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, Psychotherapeutinnen und Psycho-
therapeuten, Krankenhäuser und Krankenkassen in Deutschland. Er bestimmt in Form von Richtlinien 
den Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) für etwa 73 Millionen Versicherte. 
Der G-BA legt fest, welche Leistungen der medizinischen Versorgung von der GKV übernommen werden. 
Rechtsgrundlage für die Arbeit des G-BA ist das Fünfte Buch des Sozialgesetzbuches (SGB V). Entspre-
chend der Patientenbeteiligungsverordnung nehmen Patientenvertreterinnen und Patientenvertreter an 
den Beratungen des G-BA mitberatend teil und haben ein Antragsrecht. 

Den gesundheitspolitischen Rahmen der medizinischen Versorgung in Deutschland gibt das Parlament 
durch Gesetze vor. Aufgabe des G-BA ist es, innerhalb dieses Rahmens einheitliche Vorgaben für die kon-
krete Umsetzung in der Praxis zu beschließen. Die von ihm beschlossenen Richtlinien haben den Charak-
ter untergesetzlicher Normen und sind für alle Akteure der GKV bindend. 

Bei seinen Entscheidungen berücksichtigt der G-BA den allgemein anerkannten Stand der medizinischen 
Erkenntnisse und untersucht den diagnostischen oder therapeutischen Nutzen, die medizinische Not-
wendigkeit und die Wirtschaftlichkeit einer Leistung aus dem Pflichtkatalog der Krankenkassen. Zudem 
hat der G-BA weitere wichtige Aufgaben im Bereich des Qualitätsmanagements und der Qualitätssiche-
rung in der ambulanten und stationären Versorgung. 

Weitere Informationen finden Sie unter www.g-ba.de. 
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